
die einer Regelung in einer Konvent ion 
nicht zugängl ich sei. 
Asyl gewährt werden soll denjenigen Per­
sonen, die aus den fo lgenden Gründen 
verfolgt werden oder mit einer Verfo lgung 
rechnen müssen: Rasse, Rel igion, Nat iona­
lität, Zugehör igkei t zu einer best immten 
sozialen Gruppe oder pol i t ischen Meinung 
sowie d ie jenigen, die gegen Kolonial ismus 
oder gegen Apar the id kämpfen. Diese, in 
dem Konvent ionsentwurf der Sachverstän­
digen enthal tenen Gründe bl ieben auf der 
Konferenz nicht unumstr i t ten. Eine ab­
schließende Meinungsbi ldung ist aber noch 
nicht erfolgt. Einige Delegierte wol l ten den 
Hinweis auf Kolonial ismus und Apartheid 
mit der Begründung streichen, dieser 
Grund werde durch den Hinweis auf die 
Zugehör igkei t zu einer besonderen pol i t i ­
schen Haltung schon abgedeckt. Dagegen 
wehr ten sich jedoch einige Staaten vor al­
lem aus Afr ika, die bemerkten, ohne einen 
derar t igen Hinweis auf Apartheid und Ko­
lonial ismus werde diese Konvention für sie 
s innlos. Die Sowjetunion wünschte eine 
Einschränkung des Merkmals Z u g e h ö r i g ­
keit zu e iner besonderen polit ischen Mei­
n u n g ^ Sie vertrat die Ansicht, daß nur fort­
schrit t l iche Meinungen schützenswert seien 
und dies in der Konvent ion zum Ausdruck 
kommen müsse. Sie fand damit aber kei­
nen Ank lang . 
Ebenso umstr i t ten war die Vorschrift von 
Art. 2 Abs. 2 des Entwurfs, der die Gründe 
nennt, in denen kein Asyl gewährt werden 
sol l . Genannt werden hier: Verbrechen ge­
gen den Fr ieden, Kriegsverbrechen und 
Verbrechen gegen die Menschheit, norma­
le Straftaten und Verstöße gegen Ziele 
und Grundsätze der Vereinten Nationen. 
Hier wurde tei lweise geltend gemacht, daß 
Verbrechen gegen den Frieden und Ver­
stöße gegen Ziele und Grundsätze der Ver­
einten Nat ionen im wesentl ichen von Staa­
ten begangen würden und sie daher in 
dieser Konvent ion nicht genannt werden 
sol l ten. Diskussionen entzündeten sich 
auch an dem Begriff >normale Straftaten<; 
hier setzen sich einige Delegierte dafür 
ein, diesen Begriff durch den Terminus 
>nichtpolitische Straftaten< zu ersetzen. An ­
dere verwiesen jedoch darauf, daß dieser 
Begriff zu wen ig eindeut ig sei. Da nach 
der Fassung des Sachverständigenvor­
schlages d ie Frage, ob eine >normale 
S t ra f ta t vor l iege, sich nach dem Strafge­
setz des aufnehmenden Staates entschei­
de, scheint dami t in der Tat ein sehr t rag­
fähiger Kompromiß gefunden worden zu 
sein, der es überf lüssig macht, auf den so 
auslegungsfähigen Begriff der po l i t i schen 
S t ra f ta t abzustel len. Umstr i t ten war auch, 
ob es ver t retbar sei, Terror isten von der 
Asy lgewährung auszunehmen. Die Vertre­
ter d ieser Ansicht wiesen darauf hin, daß 
es unmögl ich sei, ihnen unter der Asyl­
konvent ion Schutz zu gewähren, obwohl 
u.U. andere internat ionale Übereinkommen 
ihre Ausl ie ferung ver langten. Die Gegner 
dieser Ansicht wandten dagegen ein, daß 
es bislang im Rahmen der Vereinten Na­
t ionen nicht gelungen sei, den Begriff des 
Terror ismus zu klären. 
II I . In e inem Punkt gelang es, die Stel lung 
des Asylsuchenden etwas zu verbessern, 
als man sich mehrhei t l ich, wenn a rch nach 
langen Debatten, dafür aussprach, bei der 

Asylgewährung die Famil ieneinheit zu be­
rücksichtigen. Es soll , wenn der entspre­
chende Art ikel endgül t ig gebi l l igt w i rd , in 
Zukunft bei der Ertei lung von Asyl darauf 
geachtet werden, daß die Famil ien nicht 
auseinanderger issen werden und alle Fa­
mi l ienmitgl ieder im engeren Sinn in einem 
Land Aufnahme f inden. 
Etwas verbessert wurde nach dem Sach­
verständigenvorschlag auch die Stel lung 
des Asylsuchenden, der sich bereits in 
dem Land befindet, das er um Aufnahme 
bittet. Solange über sein Gesuch noch 
nicht entschieden ist, soll es ihm gestattet 
werden, in dem betreffenden Land zu ver­
bleiben. 
Ein wei terer wicht iger Punkt in dem Ent­
wurf ist die Verpf l ichtung der Vertragsstaa­
ten, bei einer Massenflucht Hilfe zu gewäh­
ren. Hier sol len auch andere Staaten einen 
Teil der Flüchtl inge von dem erstaufneh­
menden Land übernehmen. 
Weniger befr iedigend wi rd wohl die Frage 
der Zurückweisung an der Grenze gere­
gelt werden. Hier wi l l man dem Asylsu­
chenden nach dem Vorschlag der Experten 
keine vor läuf ige Aufenthal tser laubnis zu­
gestehen. Selbst der Vorschlag der Sach­
verständigen, es dürfe kein Asylsuchen­
der mit der Begründung abgewiesen wer­
den, er könne Asyl in einem anderen Land 
f inden, wurde abgeschwächt. Auf Vorschlag 
Österreichs wurde von der Konferenz die 
Formul ierung akzeptiert, daß dann auf ein 
anderes Land verwiesen werden könne, 
wenn der Asylsuchende zu diesem Land 
schon Beziehungen habe. 
Nach dem bisher igen Konferenzverlauf, 
der al lerdings bislang nur wenige grei fba­
re Ergebnisse gebracht hat, steht zu be­
fürchten, daß sich die Stel lung der Flücht­
l inge nur sehr ger ingfügig verbessern wi rd . 
Nicht ohne Grund haben einige Delegatio­
nen Zweifel angemeldet, ob es sinnvoll sei, 
eine Konvent ion zu erarbei ten, die gegen­
über der bisher igen Praxis keinerlei Fort­
schritt br inge. Wo 

Verschiedenes 
Generalsekretär: Kurt Waldheim wiedergewählt — 
Amtszelt bis Ende 1981 — Nächster Kandidat aus 
der Dritten Welt? (11) 

I. Wiedergewähl t wurde Generalsekretär 
Dr. Kurt Waldheim am 8. Dezember 1976 
von der Generalversammlung durch Zuruf 
auf den Vorschlag des Sicherheitsrats hin. 
Die zweite Amtszeit Waldheims dauert vom 
I . J a n u a r 1977 bis zum 31 . Dezember 1981. 
Sein Amt hatte der vierte Generalsekretär 
der Vereinten Nationen am I . Janua r 1972 
angetreten. Seine Vorgänger waren der 
Birmane U Thant (vom 3. November 1961 
bis zum 31 . Dezember 1971), der Schwede 
Dag Hammarskjö ld (vom 10. Apri l 1953 bis 
zum 17. September 1961) und der Norwe­
ger Trygve Lie (vom I . F e b r u a r 1946 bis 
zum 10. Apr i l 1953). 
Als Waldheim seine Kandidatur für die 
zweite fünf jährige Amtszeit ankündigte, 
konnte er sich auf zahlreiche Wünsche aus 
aller Welt stützen, insbesondere auf den 
einhel l igen Wunsch der letzten Gipfe lkon­
ferenz der Organisat ion für Afr ikanische 
Einheit. Luis Echeverria, ehemal iger Präsi­
dent Mexikos, trat als Gegenkandidat auf. 
Hamilton Shir ley Amerasinghe aus Sri Lan­
ka, Präsident der 31. Generalversammlung, 

hielt sich als Kompromißkandidat bereit. 
Dennoch war die Wiederwahl Waldheims 
praktisch unumstr i t ten. Auch die Volksre­
publ ik China gab ihren anfängl ichen Wi ­
derstand auf; sie wol l te den Vertreter e i ­
nes Entwicklungslandes in diesem Amt 
sehen. Waldheim dürfte für lange Zeit der 
letzte europäische Generalsekretär se in ; 
sein Nachfolger wi rd vermutl ich aus der 
Drit ten Welt kommen, wahrscheinl ich vom 
afr ikanischen Kontinent. 
II. Das Amt des Generalsekretärs bezeich­
nete Waldheim nach seiner Wiederwahl als 
eines der faszinierendsten und gleichzeit ig 
f rustr ierendsten der Welt, es umschließe 
zugleich den Höhepunkt menschl ichen 
Strebens wie auch den Abgrund mensch­
licher Schwäche. Waldheim ist sich der 
machtpol i t ischen Schwäche seines Amtes 
bewußt, die moral ische Kraft der Organi ­
sation und seines Amtes weiß er aber zum 
Vermit teln und zur Einf lußnahme zu nut­
zen. Daß eine >vorbeugende Diplomatie< im 
Vorfeld von Konf l ikten meist wenig öffent­
l ichkeitswirksam ist, hat zu der mitunter 
wenig sachgerechten Berichterstattung in 
einer Presse, die vor al lem an spektakulä­
ren und schnel len Erfolgen interessiert ist, 
beigetragen. Waldheim trägt im Rahmen 
seiner Mögl ichkei ten voll der veränderten 
Welt lage Rechnung, die auch im pol i t i ­
schen Gewicht der Drit ten Welt im Bereich 
der Vereinten Nationen ihren Ausdruck f in ­
det. Die Forderungen nach einer neuen 
Weltwir tschaf tsordnung, nach Mehrhei ts­
regierungen in Südrhodesien und Namibia 
sowie nach einer Ab lösung des Systems 
der Rassendiskr iminierung in der Repu­
bl ik Südafr ika werden auch von Waldheim 
vertreten. 
III. Geboren wurde Kurt Waldheim am 
21. Dezember 1918 im niederösterreichi­
schen St .Andrea-Wörden. Nach seinem 
mit der jur ist ischen Promotion abgeschlos­
senen Studium und der Tei lnahme am 
Zweiten Weltkr ieg trat er 1945 in den d i ­
plomatischen Dienst ein. Er war an den 
Verhandlungen um den österreichischen 
Staatsvertrag betei l igt und später als öster­
reichischer Außenminister (1968—1970) an 
den Gesprächen mit Italien wegen des 
Südt i ro l -Problems. Seine Beziehungen zu 
den Vereinten Nationen gehen auf die Zeit 
zurück, als sich Österreich um die Aufnah­
me in die Weltorganisat ion bemühte, die 
1955 erfolgte. Erneut nach New York kam 
Waldheim 1964, diesmal als Ständiger 
Vertreter seines Landes. 1965 wurde er 
Vorsi tzender der Wel t raumkommiss ion der 
UNO. Abermals nach New York g ing Wald­
heim 1970 nach dem Ende seiner Amtszeit 
als Außenminister. Ein Jahr später unter­
lag er knapp mit seiner Kandidatur für das 
Amt des Bundespräsidenten der Republ ik 
Österreich. 
Eine dri t te Amtszeit als Generalsekretär 
der Vereinten Nationen hat Kurt Waldheim 
schon jetzt ausgeschlossen. Red 

Angola : 146. Mi tg l ied der UNO (12) 

Der Volksrepubl ik Ango la gelang es am 
1. Dezember 1976 ohne Gegenst imme, 
aber bei Enthaltung der Vereinigten Staa­
ten von Amer ika Mitgl ied der Vereinten 
Nationen zu werden. Die f rühere Kolonie 
Portugals, mit einer Größe von 1 246 700 
qkm (Bundesrepubl ik Deutschland 248 577 
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qkm) und einer Einwohnerzahl von 5,646 
Mil l ionen hatte bereits am 22. 4. 1976 erst­
mals einen Antrag auf Aufnahme in die 
Weltorganisat ion gestellt. Der Sicherheits­
rat, der das Aufnahmegesuch Ende Juni 
1976 behandelte, konnte infolge eines 
amerikanischen Vetos nicht die erforder­
liche Empfehlung an die Generalversamm­
lung aussprechen. Seine jetzige Zust im­
mung erfolgte mit 13 Ja-St immen bei einer 
Enthaltung (USA). China nahm an der Ab­
st immung nicht tei l . Red 

Westsamoa: 147. Mi tg l ied der UNO (13) 

Westsamoa wurde von der Generalver­
sammlung am 15. Dezember 1976 in die 
Vereinten Nationen aufgenommen und da­
durch ihr 147. Mitgl ied. Der Staat hatte am 
I . J a n u a r 1962 seine Unabhängigkei t er­
langt. Erst am 29. November 1976 stel l te 
das Land den Antrag auf Mitgl iedschaft, 
wobei es die erforderl iche Erklärung ab­
gab, daß es die in der Charta enthal tenen 
Verpf l ichtungen anerkenne und feierl ich 
zusage, sie zu erfül len. — Westsamoa ge­
hörte von 1899 bis 1914 zu den deutschen 
Schutzgebieten im Pazifik. Nach dem Aus­
bruch des Ersten Weltkr iegs wurde es von 
neuseeländischen Truppen besetzt und 
nach Kriegsende von Neuseeland zuerst 
als Mandatsgebiet des Völkerbundes und 
nach Gründung der Vereinten Nationen als 
Treuhandgebiet der Weltorganisat ion ver­
waltet. 

Die Inselgruppe Westsamoa liegt im süd­
lichen Pazifik, 3 000 km nordöstl ich von 
Neuseeland und 4 200 km südwestl ich von 

Hawai. Der Archipel umfaßt 2 842 qkm Flä­
che. Seine 160 000 Einwohner leben nahe­
zu alle auf den beiden Hauptinseln Upolu, 
auf der auch die Hauptstadt Apia mit 
28 000 Einwohnern liegt, und Sawaii (zum 
Vergle ich: Saarland 2 567 qkm und 1,1 
Mil l). Die Bewohner sind fast al le Polyne­
sien die Sprachen sind Samoanisch und 
Englisch, die Religion ist zu drei Vierteln 
protestantisch und zu einem Fünftel katho­
lisch. Die Staatsform ist eine Häupt l ings­
aristokrat ie mit e inem seit 1963 auf Le­
benszeit gewählten Staatsoberhaupt, der 
auch den Ministerpräsidenten ernennt. Das 
derzeit ige Staatsoberhaupt, Seine Hoheit 
(so sein Titel) Mal ietoa Tanumafi l i I I . , war 
Ende September 1976 zu einem fünftägi­
gen Staatsbesuch in der Bundesrepubl ik 
Deutschland und wurde unter anderem 
vom Bundespräsidenten empfangen. Die 
Bundesrepubl ik unterhält mit dem Land 
diplomatische Beziehungen, vertreten durch 
den deutschen Botschafter in Wel l ington, 
der Hauptstadt Neuseelands. 
Die Volkswirtschaft Westsamoas ist auf 
wenige agrarische Monokul turen be­
schränkt. Kokosplantagen sind die Exi­
stenzgrundlage. Die ersten wurden seiner­
zeit von deutschen Siedlern angelegt. Ko-
pra ist mit über 50 Prozent das wicht igste 
ExDortgut. Daneben w i rd vor al lem der 
Kakao- und Bananenanbau betr ieben. 
Politisch ist Westsamoa nach dem Westen 
ausgerichtet und Tei l der west l ichen Glo­
balstrategie, die im Pazifischen Ozean von 
den USA best immt w i rd . Aber auch wegen 
noch zu tref fender vernünft iger Regelun­
gen im Seerecht, besonders hinsichtl ich 

der Auswertung von Meeresbodenschätzen, 
haben die Archipele des Pazifischen Oze­
ans ihre Bedeutung. Westsamoa gehört 
neben den wei teren pazif ischen Ländern 
Papua-Neuguinea, den Tonga- und den 
Fidschi-Inseln zu den AKP-Staaten des 
Lome-Übereinkommens, mit dem die Eu­
ropäische Gemeinschaft den Vertragspart­
nern stabile Preise und Hilfe aus dem EG-
Entwicklungsfonds verbürgt. 
Westsamoa ist der größere Teil der Sa-
moa- lnseln. Ostsamoa, das sich nach e i ­
nem Referendum für den Anschluß als Ter­
r i tor ium an die Vereinigten Staaten ent­
schied, heißt heute Amer ikanisch-Samoa 
(197 qkm, 2 200 Bewohner) . Bei der Auf­
nahme Westsamoas in die Vereinten Na­
t ionen am 15. Dezember 1976 erklärte der 
Sprecher Neuseelands bei der Unterstüt­
zung des Aufnahmeantrags, das neue Mit­
gl ied wünsche in der Weltorganisat ion 
>Samoa< genannt zu werden. Nach dem 
kurz darauf erfolgten eskort ier ten Einzug 
der westsamoanischen Delegation unter 
Führung seiner Exzellenz Tapua Tamasese 
Lealofi IV, stel lvertretendem Staatspräsi­
dent des Landes, und der sich anschlie­
ßenden feierl ichen Aufnahme des Landes 
in die Weltorganisat ion, hieß der Präsident 
der Generalversammlung das 147. Mitgl ied 
wi l lkommen, wobei auch er sogleich dar­
auf hinwies, das neue Mitg l ied habe den 
Wunsch geäußert, als >Samoa< bekannt zu 
werden. Red 
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Geiselnahme 

G E N E R A L V E R S A M M L U N G — Gegenstand : 
E n t w u r f e ines in te rnat iona len U b e r e i n ­
kommens gegen Ge i se lnahme . — R e s o l u ­
t ion A/31/103 v o m 15. Dezember 1976 

D ie Gene ra l ve r s ammlung , 
— i n Anbetracht dessen, daß die fortschre i ­

tende E n t w i c k l u n g des Völkerrechts und 
seine Kod i f i z i e rung zu r V e r w i r k l i c h u n g 
der i n A r t i k e l 1 und 2 der C h a r t a der V e r ­
e inten Nat ionen niedergelegten Z ie l e und 
Grundsätze beitragen, 

— in Anbet racht dessen, daß i m E i n k l a n g mi t 
den i n der C h a r t a verkündeten Grundsät­
zen F re ihe i t , Gerecht igke i t und F r i e d e n i n 
der Welt un t rennba r s ind von der A n e r ­
k e n n u n g der angeborenen Würde und der 
g le ichen u n d unveräußerlichen Rechte 
a l ler Mitg l ieder der mensch l ichen Fami l i e , 

— i m Hinb l i ck auf die A l l gemeine Erklärung 
der Menschenrechte u n d den In te rna t i ona ­
len P a k t über bürgerliche u n d politische 
Rechte, denen zufolge Jeder Mensch das 
Recht auf L eben , F r e i h e i t u n d S icherhe i t 
hat , 

— i n der E r k e n n t n i s , das die Ge i se lnahme 
eine Hand lung ist, die das L e b e n unschu l ­
diger Menschen bedroht und die Men ­
schenwürde ver letzt , 

— zutiefst besorgt über die Z u n a h m e solcher 
Hand lungen , 

— unter H inwe i s auf das Verbot der G e i s e l ­
nahme i n A r t i k e l 3 u n d 34 des Gen fe r A b ­
kommens z u m Schutz von Z iv i l pe r sonen 

i n Kr i egsze i t en v o m 12. August 1949, auf 
das Haager U b e r e i n k o m m e n von 1970 zur 
Bekämpfung der w ider recht l i chen I n b e ­
s i tznahme von Lu f t fahrzeugen , au f das 
U b e r e i n k o m m e n von Montrea l von 1971 
zur Bekämpfung wider recht l i cher H a n d ­
lungen gegen S icherhe i t der Z iv i l lu f t fahrt , 
auf das Übereinkommen von 1973 über die 
Verhütung, Ver fo lgung u n d Best ra fung 
von Stra f taten gegen völkerrechtlich ge­
schützte Pe r sonen einschließlich D ip l oma ­
ten sowie auf die Reso lut ion der G e n e r a l ­
v e r s a m m l u n g 2645(XXV) v o m 25. November 
1970 mit der Ve ru r t e i l ung der Entführung 
von Lu f t f ahrzeugen beziehungsweise der 
E i n m i s c h u n g i n den z i v i l en L u f t v e r k e h r , 

— i n der E r k e n n t n i s , daß dr ingend we i tere 
w i r k s a m e Maßnahmen zur Beend igung von 
Ge i se lnahmen er forder l ich s ind, 

— i m Bewußtsein der Notwendigkeit , unter 
der Sch i rmher rscha f t der Ve r e in t en N a ­
t ionen e in internat ionales Übereinkommen 
gegen Ge i se lnahme abzuschließen, 

1. besehließt die E in se t zung eines aus fünf­
unddreißig Mitg l iedstaaten bestehenden 
Ad -hoc -Ausschusses für die Ausa rbe i tung 
des E n t w u r f s für e in internat iona les U b e r ­
e inkommen gegen Ge i s e lnahme ; 

2. ersucht den Präsidenten der G e n e r a l v e r ­
sammlung , in Absprache mi t den Vo r s i t ­
zenden der Reg iona lgruppen und auf der 
Grund lage e iner gerechten geographischen 
Ver te i lung sowie repräsentativ für die 
wicht igsten Rechtssysteme der Welt die 
Mitgl ieder des Ad -hoc -Ausschusses zu e r ­
nennen ; 

3. ersucht den Ad-hoc-Ausschuß, so ba ld wie 
möglich den E n t w u r f für e in in te rnat io ­
nales U b e r e i n k o m m e n gegen Ge i se lnahme 
auszuarbeiten, u n d ermächtigt den A u s ­
schuß bei der Ausführung seines A u f t r a ­
ges unter Berücksichtigung der i n der d ies ­
bezüglichen Debatte der einunddreißigsten 
Tagung der G e n e r a l v e r s a m m l u n g geäußer­
t en Auf fassungen Anregungen und V o r ­
schläge jedes Staates z u behande ln ; 

4. ersucht den Generalsekretär, d em A d - h o c -
Ausschuß jede erforder l iche Unterstüt­
zung z u gewähren u n d i h m alle zur Erfül­
l ung se iner Aufgaben er forder l ichen E i n ­
r i chtungen zu r Verfügung zu stel len, den 
Ausschuß mi t sachdienl ichen In fo rmat io ­
n e n über Ge i se lnahme zu versorgen u n d 
die Ausa rbe i tung u n d Vor lage von K u r z ­
protokol len der Ausschußsitzungen s i che r ­
zuste l len ; 

5. ersucht den Ad-hoc-Ausschuß, der G e n e ­
r a l v e r s ammlung se inen Be r i ch t so rechtze i ­
t ig vorzulegen, daß eine B e h a n d l u n g auf 
ih re r zweiunddreißigsten T a g u n g möglich 
ist, u n d sich mi t a l len Kräften auch u m die 
gleichzeitige Vor lage eines E n t w u r f s e ines 
Ube re inkommens zu bemühen, u n d ersucht 
den Generalsekretär, den Be r i ch t an die 
Mitgl iedstaaten z u übermitteln; 

6. beschließt die A u f n a h m e des P u n k t s E n t ­
w u r f e ines in te rnat iona len Übereinkom­
mens gegen Geiselnahme< i n die vorläufige 
Tagesordnung i h r e r zweiunddreißigsten 
Tagung. 

Abst immungsergebn is : A n n a h m e durch a l l ­
gemeine Ube re ins t immung . 
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